Deutscher Bundestag Drucksache 7/1954 

7. Wahlperiode 

03. 04. 74 
Sachgebiet 111 


Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
— Wahlprüfungsangelegenheften — 


betr. Einspruch des Hans Russ, Siegburg, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 25/72 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

1. der Verfälschung des Stimmergebnisses durch die teilweise 
rechtswidrige Schaffung der Voraussetzungen zur Ausübung 
des Wahlrechts von Westberliner Bürgern durch Schein- 
wohnsitze im Wahlgebiet 

2. Verletzung des Betriebsverfassungsgesetzes 

3. Verhalten des DGB 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit. 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des Bun- 
destages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 


Buchdruckerei Peter Meier, 5205 St. Augustin 1 - Buisdorf, Tel. (02241) *61071 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 

Postfach 821, Goethestraße 56, Tel. (02221) 36 3551 



Drucksache 7/1954 


Deutscher Bundestag — ^ 7. Wahlperiode 


c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE Bd. 4, 370 
[372 f.]). 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

entfällt. 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 27. März 1974 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 

Dr. de With Dr. Stark (Nürtingen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanf'echtungi&angoLegGn'heit Az. 25/72 ■ — des Hans Russ, Siegbuig, 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutsdaen Bundestag vom 19. November 1972 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen; 


Der Wahleinspruch vyiird zuruckge vV'fiieseri. 


Tatbestand 


1. Mit Sdireiben vom 13. Dezember 1972 — eänge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 15. De- 
zember 19-72 — hat der Einspruchsführer Ein- 
spruch gegen d:ie Giültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag eiingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor 

a) Durch die aufig ad eckten und nicht auf ged eck- 
ten falschen Stimmabgaben ider Westberliner 
Bewohner durch ihren zweiten Wohnsitz 
hätte ein gewiisiser Prozentsatz von allen 
Stimmen (des. Wahlergebnisses abgezogen 
werden müssen. Dabei sei die Frage, ob nicht 
sogar alile Stimmen der Westberliner ungültig 
seien. 


b) Bei der Wahlkampagne sei deutlich erkenn- 
bar gewesen, daß die SPD bei (ihren Wahl- 
versammlungen in den Betrieben und bei den 
Betriebsräten die Wähler beeinflußt hätte. 

c) Br sei der Meinung, daß sich der DGB ein- 
deutig in einer Richtung betätigt habe, ob- 
wohl geradie der DGB in einer Wahl schiacht 
neutral seiin sollte. Daran ändere auch nichts 
der Ausspruch ides Vorsitzenden, däß der 
DGB jede Regie rung, gleich welcher Partei, 
akzeptiere. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumuing einer öffentlichen, mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen iund auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offenslchtMch 
unbegründet. 

Aus dien Nachprüfungen (des Ausschusses ergibt sich, 
daß die Zahl der WestberMiner Bürger, diie unbefugt 
an dier Bundestagswahl teilgenommen haben, nicht 
so groß Ist, daß sie auf das Wahlergebnis Einfluß 
gehabt hat. Entsprechend ider Rechtssprechung des 
Bundesverfassungsgerichts, der sich der Deutsche 
Bunidieistag an geschlossen hat (vgl. BVerfGE 4,370 
[372]), kann der Emsprochaführer seinen Einspruch 
somit nicht auf diese möfgliichen Wahlfehler stützen. 

Soweit (der Eiinspruchslührer hier geltend maeht, die 
SPD habe bei ihren Wahlversammlungen in den 
Betriieiben und bei den Betriebsräten die Wähler 
beeinflußt, kann (der Einspruch keinen Erfolg haben. 
Auch wenn man davon ausgeht, daß Spitzenpolitiker 


der SPD auf Betriebsversammlungen gesprochen 
haben, werden (dadurch -der Grundsatz der Freiiheit 
der Wahl und anidere Wahlrechtsgrunidsätze nicht 
verletzt, solange nicht außergewöhnLiche Sachver- 
halte hinieinspielen. Dabei kann die Frage außer 
Betracht bleiben, ob derartige Reden einen Verstoß 
gegen § 74 des Betriiebsveifassungsgesetzies dar st ei- 
len können. Bntscheidjend Ist nämlich nicht, an wel- 
chem Ort und bei welcher G'ellegenheit Wahlreden 
gehalten wierden, isonidem vielmehr, daß nicht in 
unzulässiger Welse auf idie Entscheidungsfreiheit 
der Wähler Einfluß genommen wird. Außergewöhn^ 
liehe Sachverhalte, (die (auf eine unzulässige Wahl- 
beinfilussung hinweisen könnten, hat der Einspruchs- 
führer jeidoch nicht vorgetragen. 

Schließlich kann dier Eimspruchsführer nrit Steiner 
Kritik lam Verhalten des DGB während des Wahl- 
kampfeis seinem Einspruch nicht zum Erfolg verhel- 
fen. Bereits, ln einer früheren Wahlanfechtungs Sache 
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— Drucksache VI/1311 — hatte sich der Wahlprü- 
fungsausschuß mit dem Vorwurf auseinanderzuset- 
zen, ider DGB halbe lin unzulässiger Weise die Wahl 
beeinflußt. In dieser Entscheidung heißt es u. a. 
„Private Wahlbeeinfliussung ist bereits z. Z. des 
Kaiserlichen Reichstags nur dann als rechtlich rele- 
vant langesehen worden, wenn gleichzeitig eine Ver- 
letzung 'des Wahlgeheimnisses behauptet wurde 
oder geltend gemacht werden konnte, daß Wähler 
aufgrund von sozialen Abhängigkeitsverhältnissen 
zur Abgabe ihrer Stmme für eine bestimmte Partei 
gezwungen wurden (vgl. Seiffert, a. a. O., S. 349, 

Hatscheck a. a. O., S. 558 f.) Der Wahl- 

prüfungsausischuß .sieht keine Veranlassung, von 
diesen überkommenen Grundsätzen des Wahlprü- 
fungsrechts abzugehen. Hierzu sieht er aich auch 
weder durch das Grundgesetz, noch 'durch andere 
bundesgesetz, liehe Bestimmungen veranlaßt. Im 
übrigen könnte ein Abgehen von diesen Grund- 
sätzen zu einer nicht übersehbaren Fülle von Wahl- 
anfechtungen mit höchst ungewissem Ausgang füh- 
ren, wobei im Rahmen der Wahlprüfung u. U. sehr 
ischwer feststeMbair sein würde, ob die Wahlmianövei 
nicht gerade zum Zwecke der .späteren Anfechtung 
durchgeführt wurden.'' 

Der Wahlprüfungsausschuß isieht auch aufgrund die- 
ser Anfechtung keine Veranlassung, seine Grumd- 
isätze neu zu überdenken. Dies gilt um iso mehr, als 
das Bundesverfassungsgericht in mehreren Ent- 
scheidungen festgestellt hat, daß die Parteien kein 


Monopol haben, die politische Willensbildung des 
Volkes zu beeinflussen (vgl. BVerfGE 20,56 [114]). 
Räumt damit das Bundesverfassungsgericht den ein- 
zelnen Bürgern und vor allem Verbänden, Gruppen 
und Vereinigungen das Recht ein, auf den Prozeß 
der Meinungs- und Willensbildung des Volkes ein- 
zuwirken, kann es den Gewerkschaften nicht ver- 
sagt werden, ihrerseits bei der Vorformung der 
politischen Willensbildung des Volkes mitzuwirken. 
Ist jedem Staatsbürger durch Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 
GG (das Recht gewährleistet, an der öffentlichen Dis- 
kussion teilzunehmen, kann es in einer pluralisti- 
schen Gesellschaft dem DGB nicht versagt werden. 
Mit Recht führt das Bundesverfassungsgericht aus: 
„Nur die freie öffentliche Diskussion über Gegen- 
stände von allgemeiner Bedeutung sichert die freie 
Bildung der öffentlichen Meinung, die sich lim frei- 
heitlich-demokratischen Staat notwendig ,plurali- 
istisch' lim Widerstreit verschiedener ^und aus ver- 
schiedenen Motiven vertretener, aber jedenfalls in 
Freiheit vorgetragener Auffassungen, vor allem in 
Rede und Gegenrede vollzieht." (BVerfGE 12,113 
[125]). 

Somit kann der Einspruch auch nicht auf eine Ver- 
letzung d'es Gebots der „Neutralität" des DGB ge- 
istützt werden. 

Br wfar daher gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG in vollem 
Umfang als offensichtMcb unbegründet zurückzu- 
w eisen. 


Rechtsmittelbelehrung 


Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgerdeht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetz bl. I S. 243), der als Anlage beige- 
fügt iist, unter iden dort (genannten Voraussetzungen 
Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht erho- 


ben werden. Sie muß binnen öines Monats seit der 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages — 
— beim Bundesverfassungsgericht ein- 
gegangen sein. 
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